
 

 
 

  

 

 

An 
Bundeskanzleramt 
Ballhausplatz 2 
1014 WIEN 

 BMF - I/4 (I/4) 
Johannesgasse 5 
1010 Wien 
 
Sachbearbeiterin: 
Mag. Ottilie Hebein 
Telefon +43 1 51433 501165  
Fax +43 1514335901165  
e-Mail Ottilie.Hebein@bmf.gv.at  
DVR: 0000078 

GZ. BMF-110500/0009-I/4/2014   

 
Betreff:  Zu GZ. BKA-601.999/0001-V/1/2014 vom 25. März 2014 

Entwurf eines Bundesverfassungsgesetzes, mit dem das Bundes-
Verfassungsgesetz geändert wird; 
Stellungnahme des Bundesministeriums für Finanzen 
(Frist: 7. Mai 2014) 

 

 

Das Bundesministerium für Finanzen beehrt sich, zu dem unter der Geschäftszahl  

BKA-601.999/0001-V/1/2014 zur Begutachtung übermittelten Entwurf eines 

Bundesverfassungsgesetzes, mit dem das Bundes-Verfassungsgesetz geändert wird, binnen 

offener Frist wie folgt Stellung zu nehmen: 

 

Einleitend wird festgehalten, dass die Bemühungen der Bundesregierung in ihrem 

Arbeitsprogramm für 2013-2018 staatliches Handeln transparenter und offener zu gestalten 

grundsätzlich begrüßt werden. Der vorliegende Gesetzesentwurf erscheint jedoch in 

mehrfacher Hinsicht präzisierungsbedürftig:   

 

 Die in Art. 22a Abs. 1 und 2 B-VG vorgesehenen Formulierungen „Informationen 

von allgemeinem Interesse“ und „jedermann“ scheinen unbestimmt und 

könnten Auslegungsschwierigkeiten aufwerfen. Eine entsprechende Klarstellung 

scheint daher wünschenswert bzw. wäre zu prüfen, ob die Auslegung dieser Begriffe 

zu einem überschießenden Ergebnis führt. Auch das Verhältnis zu unberührt 

bleibenden Geheimhaltungspflichten sowie der Auslegung der in Abs. 2 (des Art 22a 
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B-VG-Entwurfs) genannten Ausnahmen wird Zweifelsfragen und damit verbundenen 

Verwaltungsaufwand aufwerfen.  

 

Beispielsweise stellen sich folgende Abgrenzungsfragen: 

Die gewählte Formulierung „Informationen von allgemeinem Interesse“ tendiert zur 

extensiven Interpretation: so könnten darunter beispielsweise der Name, die 

Dienststelle, die Telefonnummer, die e-Mailadresse sowie das Bild von Mitarbeitern 

subsumiert werden, was bei verdeckten Organisationseinheiten nicht zweckmäßig 

erscheint.  

 

Unklar ist auch, ob eine an eine nachgeordnete Behörde gerichtete Weisung oder 

Erlässe, die Rechtsmeinungen des Bundesministeriums für Finanzen oder der 

bundesweiten Fachbereiche wiedergeben, zu veröffentlichen sind. Ebenso fraglich ist, 

ob eine Mitteilung der Rechtsansicht der Oberbehörde im Sinne der grundsätzlichen 

Weisungsgebundenheit der Verwaltung „von allgemeinem Interesse“ ist. Aus Sicht 

des Bundesministeriums für Finanzen sollte klargestellt werden, dass nur 

Tatsacheninformationen (nicht etwa Rechtsauskünfte u.ä.) auskunftsgegenständlich 

sind. 

 

Festgehalten wird ferner, dass Erlässe betreffend die Ablauforganisation (z.B. 

Festlegung des Zusammenarbeitsprozesses zwischen Betriebsprüfung und der 

Finanzbehörde) nicht das allgemeine Interesse berühren. Ebenso wird davon 

ausgegangen, dass in konkreten Verfahren zur Sachverhaltsermittlung erstellte 

Sachverständigengutachten sowohl aus Gründen des Datenschutzes als auch als der 

Vorbereitung einer Entscheidung dienend, nicht unter die Veröffentlichungspflicht 

fallen.  

 

Unter „Tätigkeitsberichte“ können jedenfalls nicht Tätigkeitsberichte des 

(weisungsgebundenen) Staatskommissärs gemäß § 76 Abs. 8 BWG gegenüber der 

FMA gemeint sein.  

 

Fraglich erscheint auch, ob bspw. bei behördeninternen Ausschreibungen jedermann 

Zugang zu dieser Information zu gewähren ist und welche Konsequenzen daraus 
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resultieren (ausgegangen wird von einer erhöhten Begründungspflicht für die 

Ressorts). Zudem, ob die Vertraulichkeit von Gutachten (die nach dem Wortlaut des 

Art 22a Abs. 1 B-VG-Entwurf als Information von allgemeinem Interesse zu 

veröffentlichen wären) im Zusammenhang mit getroffenen Personalentscheidungen 

weiterhin bestehen bleibt oder die Bekanntgabe der Namen und einer Reihung der 

Bewerber künftig unter veröffentlichungspflichtige Informationen fällt. Da die 

einfachgesetzlichen Ausführungsbestimmungen (siehe Art 22a Abs. 4 B-VG-Entwurf) 

noch zu erlassen sind, herrscht diesbezüglich Unklarheit.  

 

Weiters wäre zu regeln, dass öffentlich zugängliche Informationen nicht zusätzlich 

Gegenstand eines individuellen Auskunftsrechts sind.  

 

 Angelegenheiten der Finanzmarktaufsicht sind aufgrund vorhandener 

detaillierter – unionsrechtlich vorgegebener – nationaler Spezialvorschriften 

ausdrücklich vom Anwendungsbereich des allgemeinen Informationsrechtes 

auszuschließen. Es gibt zahlreiche gesetzliche Veröffentlichungsrechte und -

pflichten der Finanzmarktaufsichtsbehörde (FMA), die unionsrechtlich vorgegeben 

sind und den Informationsbedarf sowohl der interessierten Öffentlichkeit als auch 

hinsichtlich spezifischer Informationsrechte ausreichend und abschließend regeln. 

Abgesehen von der europarechtlichen Harmonisierung in der Finanzmarktlegistik 

auf Grund des Primär- und Sekundärrechts, die einer nationalen Regelung (auch einer 

Verfassungsvorschrift) – auf Grund des Anwendungsvorranges des Unionsrechtes 

– ausdrücklich entgegensteht, sind die klaren, speziellen 

Veröffentlichungsvorschriften für die FMA auch materiell einem allgemeinen 

Informationsrecht klar vorzuziehen. Siehe dazu auch die Ausführungen zum Punkt 

„Ergänzende Ausnahmeregelungen von der Informationspflicht“. 

 

 Die beispielhafte Aufzählung der Interessen in den Erläuterungen zu Art. 22a Abs. 2 

B-VG-Entwurf, derentwegen der Zugang zu Informationen verwehrt werden kann, 

sollte überarbeitet bzw. ergänzt werden (zB. „aus Gründen eines laufenden Gerichts- 

oder Verwaltungs(straf)verfahrens“). 
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 Aus Sicht des Bundesministeriums für Finanzen sollte auch explizit sichergestellt 

werden, dass die gegenüber jedem einzelnen bestehende abgabenrechtliche 

Geheimhaltungspflicht (§ 48a BAO) durch die gegenständliche Regelung nicht 

ausgehöhlt wird. Eine ausdrückliche Aussage zur Unberührtheit der 

abgabenrechtlichen Geheimhaltungspflicht in den Erläuterungen könnte dies 

gewährleisten. 

 

 Der Ausnahmetatbestand in Art. 22a Abs. 2 B-VG-Entwurf „aus Gründen der 

Geheimhaltung zur Wahrung überwiegender berechtigter Interessen eines 

anderen“ ist unbedingt beizubehalten. Ebenso sollte der Verweis in den 

Erläuterungen zu Art. 22a Abs. 2 auf das Datenschutzgesetz 2000 sowie die 

Ausführung, dass zu den berechtigten Interessen eines anderen Geschäfts- und 

Betriebsgeheimnisse auch juristischer Personen zählen, auf jeden Fall 

erhalten bleiben. Dadurch sollte gewährleistet sein, dass die in § 5 Abs. 6 AusfFG 

normierte besondere Verschwiegenheitsverpflichtung weitgehend unberührt bleibt. 

Die Bereiche internationale Ausfuhrförderungspolitik, Angelegenheiten der 

Ausfuhrfinanzierung und Soft Loan-Finanzierung sowie der Haftungsübernahmen und 

des Haftungsmanagements gemäß Ausfuhrfinanzierungsförderungsgesetz, des 

Risikocontrollings und der Mitwirkung am Abschluss bilateraler 

Investitionsschutzabkommen, erfordern die Verwendung von, den Umgang mit und 

die Erarbeitung von sensiblen Daten und Informationen, deren Veröffentlichung den 

eigentlichen Zweck der jeweiligen Aufgabenerfüllung gefährden könnte. Dies sollte 

entsprechend berücksichtigt werden. 

 

 Weiters erachtet das Bundesministerium für Finanzen eine (ergänzende) 

Ausnahmeregelung von der Informationsverpflichtung auf Grund des 

Unionsrechtes sowie aufgrund völkerrechtlicher Verträge für unbedingt 

erforderlich:  

 

Ad) Ausnahmeregelung Unionsrecht: 

Geheimhaltungsvorschriften sowie Ausnahmen davon können auch auf Grund von 

Vorschriften der Europäischen Union vorgesehen sein, z.B. im Bereich des 

Finanzmarktaufsichtsrechtes oder im Zollbereich. 
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Zahlreiche unionsrechtliche Geheimhaltungspflichten der 

Finanzmarktaufsichtsbehörden und der von diesen beauftragten 

Wirtschaftsprüfer finden sich in diversen einschlägigen Richtlinien und Verordnungen. 

Deshalb wären in Art. 22a B-VG jedenfalls als Ausnahmeregelung vom 

Informationszugangsrecht auch „(Geheimhaltungs-)Vorschriften der 

Europäischen Union“ aufzunehmen. Eine effektive europäische Zusammenarbeit 

zwischen den Aufsichtsbehörden in der Europäischen Union wäre ohne ausdrückliche 

Anerkennung von Geheimhaltungspflichten nicht möglich (z.B. die Zusammenarbeit 

zwischen diversen Aufsichtskollegien bei grenzüberschreitender Tätigkeit großer 

Kreditinstitute). 

 

Neben der Finanzmarktaufsichtsbehörde können auch für das 

Finanzmarktstabilitätsgremium nach § 13 ff Finanzmarktaufsichtsbehördengesetz auf 

Grund gemeinschaftsrechtlicher Vorschriften im Rahmen der Mitwirkung in der 

Bankenunion (EZB, ESRB) bzw. der makroprudentiellen Aufsicht 

Vertraulichkeitsvorschriften gelten , was entsprechend zu berücksichtigen wäre. 

 

Im Zollbereich sieht etwa die Geschäftsordnung des Ausschusses für den Zollkodex 

vor, dass die Beratungen des Ausschusses vertraulich sind und Dokumente im 

Rahmen des Ausschusses soweit vertraulich sind, als nicht aufgrund bestimmter 

unionsrechtlicher Rechtsvorschriften der Zugang dazu zu gewähren ist oder die 

Kommission diese Dokumente veröffentlicht. 

 

Ad) Ausnahmeregelung völkerrechtliche Verträge: 

Durch eine Ausnahmeregelung von der Informationsverpflichtung aufgrund 

völkerrechtlicher Verträge sollte in eindeutiger Weise klar gestellt sein, dass von 

der Geheimhaltungspflicht auch jene Informationen erfasst sind, die auf Grund von 

Doppelbesteuerungsabkommen und vergleichbaren völkerrechtlichen Verträgen über 

die internationale Amtshilfe ausgetauscht werden und deren Offenlegung gegenüber 

Dritten durch völkerrechtliche Bestimmungen verwehrt ist.  
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Aus den oben dargelegten Erwägungen wird daher angeregt, in Art. 22a Abs. 2 des 

Entwurfes folgende Formulierung aufzunehmen:  

  „…durch Bundes- oder Landesgesetz, völkerrechtlichen Vertrag oder  

  Vorschriften der Europäischen Union…“. 

 

Im Übrigen wird davon ausgegangen, dass Beratungen in internationalen und 

bilateralen Gremien (Europäische Kommission samt allen Ausschüssen, OSZE, UN, 

usw.) samt den dafür zirkulierten Dokumenten durch die Formulierung „zur 

Vorbereitung einer Entscheidung“ (= Beratung) umfasst sind. 

 

 Auf einen erforderlichen Anpassungsbedarf auf einfachgesetzlicher Ebene wird 

hingewiesen, den die geplante Verfassungsänderung auslösen wird, insbesondere auf 

die Vernehmungsverbote des § 103 lit. c FinStrG und des § 155 Abs. 1 Z 2 StPO. 

 

 Es fehlt eine Verhältnismäßigkeitsregelung, wie sie derzeit in § 1 Abs. 2 

AuskunftspflichtG festgelegt ist (keine wesentliche Beeinträchtigung der Besorgung 

der Verwaltungsaufgaben, keine mutwilligen Auskunftsverlangen). Es ist fraglich, ob 

angesichts des verfassungsgesetzlich festgelegten individuellen Auskunftsrechts eine 

entsprechende Einschränkung in Ausführungsgesetzen festgelegt werden könnte, weil 

eine solche Regelung nicht bloß organisatorischer Natur wäre.  

Jedenfalls birgt die Einräumung eines Rechtes auf Information, losgelöst von einem 

allfälligen rechtlichen Interesse und ohne Vorsehung eines Kostenersatzes, die Gefahr 

einer schrankenlosen Inanspruchnahme. Im Bereich des Datenschutzrechtes wurde 

etwa lediglich das erste von mehreren innerhalb eines Jahres gestellten 

Auskunftsersuchen von der Entgeltspflicht ausgenommen und für alle weiteren ein 

pauschalierter Kostenersatz festgelegt, von dem bei tatsächlich erwachsenden 

höheren Kosten auch abgewichen werden darf. Die Einhebung einer Gebühr für 

Informationsbegehren bzw. eine Deckung der entstehenden Kosten sowie die 

Anwendbarkeit des § 35 AVG (Mutwillenstrafen) sollte daher in die weiteren 

Überlegungen zum gegenständlichen Gesetzesvorhaben mit einbezogen werden. 

 

 Zum Auskunftspflichtgesetz fehlt eine eindeutige Aussage in den Erläuterungen, ob 

dieses aus dem Rechtsbestand beseitigt wird.  
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 Fraglich erscheint aufgrund des vorliegenden Entwurfs auch, ob erst ab dem 1.1.2016 

entstehende Informationen erfasst sind oder ob eine Pflicht normiert wird, noch 

aktuelle Informationen wie z.B. Erlässe der Vorjahre nachträglich zu veröffentlichen.  

 

 Bestehende besondere Informationsrechte, auch solche der allgemeinen 

Vertretungskörper gegenüber den obersten Organen, werden durch ein allgemeines 

Informationsrecht in großen Bereichen obsolet. 

 

 Der Wortlaut des Art. 22a B-VG räumt einen Zugang zu jeglicher Information ein. 

Demnach wäre jedes Organ verpflichtet, Informationen unabhängig von seiner 

Zuständigkeit und Verfügungsmacht zur Verfügung zu stellen. Als einzige 

Einschränkung sehen die Erläuterungen vor, dass nur „Tatsachen, die bereits bekannt 

sind und nicht solche, die erst – auf welche Art immer – erhoben werden müssen“ 

bekannt zu geben sind. Hieraus ergibt sich zwar, dass nur Informationen zu liefern 

sind, die schon „griffbereit“ zur Verfügung stehen. Um aber sowohl den Organen als 

auch den Auskunftswerbern Klarheit über den Umfang der Informationspflichten zu 

verschaffen, sollte bereits im Gesetzestext eine Einschränkung auf Informationen des 

eigenen Wirkungsbereiches vorgenommen werden. 

 

 Die Erläuterungen führen aus, dass Zugang zu jeder amtlichen bzw. 

unternehmerischen Zwecken dienende Aufzeichnung zu gewähren ist. Da in der 

Bundesverwaltung vielfach mit dem ELAK gearbeitet wird, müsste auf jede Anfrage 

der jeweils tagesaktuelle Bearbeitungsstand eines Aktes mitgeteilt werden. Auch die 

Hinweise, dass „nur gesichertes Wissen im tatsächlichen Bereich“ eine Information 

darstellt und „Entwürfe oder Notizen“ von der Informationspflicht ausgenommen sind, 

schafft keine Klarheit darüber, wo die Grenze zwischen solchen Informationen die 

beauskunftet werden müssen und solchen, die nicht beauskunftet werden dürfen, zu 

ziehen ist. 

 

Zur Abschätzung der finanziellen Auswirkungen: 
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Inwieweit die von der Veröffentlichungspflicht gemäß Art. 22a Abs. 1 B-VG-Entwurf 

umfassten Informationen bereits derzeit veröffentlicht werden, kann nicht abgeschätzt 

werden. Es ist jedoch davon auszugehen, dass mit der vorliegenden Neuregelung sehr wohl 

ein erheblicher finanzieller Mehraufwand verbunden ist, zumal der Veröffentlichungspflicht 

jedes Organ – insbesondere der Bundesverwaltung – unterliegen soll. Auch die Pflege 

veröffentlichter Daten bedeutet einen gewissen Aufwand. Die vorgesehene bescheidmäßige 

Absprache über nicht erteilte Auskünfte samt Rechtsmittel zum Verwaltungsgericht erhöht 

den Verwaltungsaufwand noch erheblich.  

Für den Bereich der Finanzverwaltung ist mit Auslegungsschwierigkeiten aufgrund 

unbestimmter Gesetzesbegriffe sowie vermehrter Auskunftsverlangen der Bürgerinnen und 

Bürger zu rechnen, sodass hier jedenfalls von einem höheren Personaleinsatz und daraus 

resultierenden Mehrkosten auszugehen ist.  

 

Die Abschätzung der finanziellen Auswirkungen entspricht somit nicht den Anforderungen der 

WFA-Finanzielle-Auswirkungen-Verordnung (BGBl. II Nr. 490/2012). Obwohl finanzielle 

Auswirkungen zu erwarten sind, wurde keine Darstellung vorgenommen. Gemäß § 17 Abs. 4 

BHG 2013 sind finanzielle Auswirkungen immer wesentlich und eine Darstellung auf die 

öffentlichen Haushalte ist vorzunehmen. Das Bundesministerium für Finanzen hält fest, dass 

zusätzliche Mittel jedenfalls nicht zur Verfügung stehen. 

 

Weiters wird davon ausgegangen, dass die entsprechenden Informationen nicht auf einer 

zentralen Stelle des jeweiligen Organs konzentriert werden müssen (z.B. auf der Homepage 

des BMF). Beispielsweise müssen Statistiken, die für das Bundesministerium für Finanzen von 

der Statistik Austria erhoben und veröffentlicht werden, nicht verpflichtend noch zusätzlich 

auf der Homepage des Bundesministeriums für Finanzen veröffentlicht werden, um 

Doppelgleisigkeiten und zusätzliche Kosten zu vermeiden.  

 

Inwieweit die Änderung der Bestimmung zur Amtsverschwiegenheit gemäß Art. 22a Abs. 2 

des Entwurfs zu einem zusätzlichen Aufwand führt, kann nicht abgeschätzt werden. Nähere 

Ausführungen hierzu erscheinen angebracht. Unklar ist auch, wie der Zugang zu den 

Informationen zu gestalten ist. Das Bundesministerium für Finanzen hält fest, dass 

zusätzliche Mittel jedenfalls auch hierfür nicht zur Verfügung stehen. 
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Der Verfassungsdienst des Bundeskanzleramtes wird zusammenfassend ersucht, die 

wirkungsorientierte Folgenabschätzung entsprechend der vorliegenden Stellungnahme 

anzupassen und rechtzeitig vor Einbringung in den Ministerrat erneut an das 

Bundesministerium für Finanzen zu übermitteln. 

 

Zur Abschätzung der Auswirkungen auf Verwaltungskosten für Bürgerinnen und 

Bürger sowie für Unternehmen: 

Aus Sicht des Bundesministeriums für Finanzen verändert der gegenständliche Entwurf 

bestehende Informationsverpflichtungen für Bürgerinnen und Bürger. Die mit den 

Anpassungen einhergehende Änderung der Verwaltungslasten liegt lt. der vorliegenden 

Aussage unter der Wesentlichkeitsgrenze der WFA. Quantitative Aussagen über die 

Parameter, auf denen diese Einschätzung beruht, fehlen jedoch.   

 

Der Verfassungsdienst des Bundeskanzleramtes wird daher ersucht, die Darstellung der 

Verwaltungskosten um eine Angabe zu den quantitativen Annahmen zu ergänzen und die 

WFA erneut an das Bundesministerium für Finanzen zu übermitteln. 

 

Das Bundesministerium für Finanzen ersucht um entsprechende Berücksichtigung der 

vorliegenden Stellungnahme. Dem Präsidium des Nationalrates wurde diese Stellungnahme 

in elektronischer Form zugeleitet. 

 

 

07.05.2014 

Für den Bundesminister: 

Mag. Heidrun Zanetta 

(elektronisch gefertigt) 
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